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SGB 0133/2022 

Abgeltung der Ertragsausfälle und Mehrkosten an die Solothurner Spitäler und Kliniken auf-

grund der Covid-19-Pandemie für das Jahr 2021 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 9. August 2022: 

 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Art. 49 Abs. 2 und 3 des Gesundheitsgesetzes vom 

19. Dezember 2018 (GesG, BGS 811.11), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regie-

rungsrates vom 9. August 2022 (RRB Nr. 2022/1113), beschliesst: 

1. Der Kanton Solothurn beteiligt sich als Folge der Covid-19-Pandemie an den Ertragsausfällen und 

Mehrkosten von Spitälern und Kliniken im Kanton. 

2. Für den Ausgleich von Ertragsausfällen und Mehrkosten 2021 werden Zahlungen im Betrag von 

Fr. 12'058’929.- bewilligt. 

3. Allfällige Beteiligungen von Bund und Versicherern an den Ertragsausfällen und Mehrkosten 2021 

werden in die Staatskasse überführt. 

4. Die Empfänger der Zahlungen sind zu verpflichten, für 2021 keine Dividenden auszubezahlen. 

5. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

 

b) Änderungsantrag der Finanzkommission vom 17. August 2022 zum Beschlussesentwurf des Regie-

rungsrats: 

Ziffer 2. soll neu lauten: 

Für den Ausgleich von Ertragsausfällen und Mehrkosten 2021 werden Zahlungen im Betrag von Fr. 

8'214'970.- bewilligt. 

 

c) Zustimmender Antrag der Sozial- und Gesundheitskommission vom 31. August 2022 zum Be-

schlussesentwurf des Regierungsrats. 

 

 

d) Ablehnende Stellungnahme des Regierungsrats vom 20. September 2022 zum Antrag der Finanz-

kommission 
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e) Antrag der FDP.Die Liberalen-Fraktion vom 9. Dezember 2022: 

Das Geschäft wird an den Regierungsrat zur nochmaligen Beratung und Verbesserung zurückgewiesen. 

 

f) Eventualantrag der FDP.Die Liberalen-Fraktion vom 9. Dezember 2022: 

Der Beschluss (Ziffern 1-5 neu) soll lauten: 

 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Art. 49 Abs. 2 und 3 des Gesundheitsgesetzes vom 

19. Dezember 2018 (GesG, BGS 811.11), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regie-

rungsrates vom 9. August 2022 (RRB Nr. 2022/1113), beschliesst: 

1. Der Kanton Solothurn beteiligt sich als Folge der Covid-19-Pandemie an den Ertragsausfällen und 

Mehrkosten von Spitälern und Kliniken im Kanton, falls jeweils ein tatsächlicher Verlust gemäss 

H+ EBITDAR Methode entstanden ist und mit der Entschädigung kein Gewinn erzielt wird. 

2. Für den Ausgleich von Ertragsausfällen und Mehrkosten 2021 werden Zahlungen im Betrag von Fr. 

3'110'097.- bewilligt. 

3. Allfällige Beteiligungen von Bund und Versicherern an den Ertragsausfällen und Mehrkosten 

2021 werden in die Staatskasse überführt. 

4. Die Empfänger der Zahlungen sind zu verpflichten, für 2021 keine Dividenden auszubezahlen. 

5. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

Eintretensfrage 

Franziska Rohner (SP), Sprecherin der Sozial- und Gesundheitskommission. Dieses Geschäft haben wir 

Ende August, als es noch warm war, behandelt. Es ist ein Geschäft, das wir bereits für das Jahr 

2020 beraten haben. Die Stimmbürger und Stimmbürgerinnen hatten dem Kredit für das Jahr 

2020 zugestimmt. Der Kantonsrat hatte damals aber beschlossen, dass man nicht einen erhöhten Kredit 

auf Vorrat gibt, sondern dass man klare Grundlagen und Zahlen haben will. Die Sozial- und Gesund-

heitskommission hat das Geschäft wie gesagt Ende August beraten und - ich kann es vorwegnehmen - 

dem Antrag des Regierungsrats grossmehrheitlich zugestimmt, das nach einer langen Diskussion und 

auch im Wissen darum, dass die Finanzkommission, die das Geschäft ausnahmsweise vorgängig beraten 

hat, einen Änderungsantrag gestellt hat. Dieser hatte in der Sozial- und Gesundheitskommission aber 

keine Chance. Gerne führe ich die Gründe der Sozial- und Gesundheitskommission aus und fasse die 

Diskussion zusammen. Aufgrund der Allgemeinverfügung des Kantons mussten die Solothurner Spitäler 

AG (soH), die Pallas Klinik in Olten und die Klinik Obach in Solothurn ihren Betrieb reduzieren. Elektive 

Eingriffe mussten verschoben und ausgesetzt werden. Die Klinik Obach musste der soH Personal zur 

Verfügung stellen, damit der Betrieb Anfang 2021 weitergeführt und die Belastung durch die vielen 

Covid-Patienten bewältigt werden konnten. In anderen Bereichen, beispielsweise im Bereich der Chirur-

gie, gab es Personal, das seinen ursprünglichen Auftrag nicht wahrnehmen konnte. Dieses musste ent-

weder auf anderen Abteilungen aushelfen, Überzeit beziehen oder Minus-Stunden machen. Von diesen 

Zeiten sind wir heute wieder weit entfernt. Der Kanton hatte eine Allgemeinverfügung gemacht und 

deshalb ist diese Abgeltung darauf zu begründen. Die Spitäler haben diese Leistungen erstens nicht 

freiwillig erbracht und sie waren auch nicht erfreut darüber. Der Kanton musste aber sicherstellen, dass 

die Gesundheitsversorgung der Bevölkerung im Kanton Solothurn gewährleistet ist. Die Spitäler hätten 

lieber die wirtschaftlich interessanteren Operationen durchgeführt. Der zweite Punkt betrifft das Inte-

resse des Kantons an der finanziellen Stabilität der Spitäler. Für die Bevölkerung im Kanton ist es wich-

tig, dass wir Spitäler haben, die die Gesundheitsversorgung sicherstellen konnten und können. Die Her-

ausforderungen sind gross. Ich möchte nicht alles wiederholen, weil wir das bereits mehrmals 

besprochen haben. Die Entschädigung setzt sich so zusammen, dass die covidbedingten Mehrkosten, die 

die Spitäler für die Behandlung der Patienten und Patientinnen hatten, abgegolten werden, ebenso die 

Mindererträge, die sich für die Spitäler in dieser Zeit ergeben hatten. Aufgrund der Situation, dass man 

nicht mit dem Jahr vorher vergleichen kann, so wie das im vorhergehenden Jahr gemacht werden konn-

te, weil dieses bereits eine pandemiebedingte Verzerrung hatte, hat man entschieden, dass man beide 

Formulare ausfüllen lässt. Diese werden vom Verband H+ herausgegeben und von allen Spitälern in der 

Schweiz verwendet, damit man über genaue Zahlen verfügt. So sieht man, wo Mehrkosten und Min-

dererträge entstanden sind. Die Formulare wurden durch eine Revisionsgesellschaft bestätigt und mit 

den Buchhaltungsdaten verglichen. Es wurden Plausibilisierungen gemacht und das Finanzdepartement 

hat Änderungen vorgenommen, wenn Dinge aufgefallen sind, die nicht stimmten, sowohl in die eine 

wie auch in die andere Richtung. Es war wichtig, dass man gesehen hat, dass alle drei Spitäler ein Defizit 

haben. Davon ausgenommen war der Betrag, der vom Kanton mit der Abstimmung nachgereicht wur-
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de, und für das Jahr 2020 war. Bei den Zusatzversicherungen wurde eine klare Abgrenzung gemacht. Es 

wurden nur allgemein versicherte Leistungen genommen und man hat gesehen, dass im Gesamten 

Mehrkosten von 14,5 Millionen Franken angefallen sind. Die Klinik Pallas weist aufgrund von Covid 

Mindererträge und die Klinik Obach Mehrkosten aus und diese sollen zu 100 % entschädigt werden. Bei 

der soH werden nur 70 % entschädigt. Das heisst, dass die soH 30 % selber tragen muss. Das ist die Aus-

gangslage, aufgrund derer die Vorlage entstanden ist. Selbstverständlich hat die Sozial- und Gesund-

heitskommission die Vorlage kritisch hinterfragt. Die Fragen haben sich vor allem um die soH gedreht. 

Das Eigenkapital der soH ist an die Gebäude gebunden, die übertragen wurden. Es ist kein flüssiges 

Kapital und deshalb kann auch nicht gesagt werden, dass die Leistungen mit dem Eigenkapital bezahlt 

werden können und das Defizit selber übernommen werden kann. Es ist nicht so, dass andere Entschä-

digungen an die Spitäler geflossen sind, wie an die Privatunternehmen erfolgt ist. Das soll nun mit der 

Entschädigung, über die wir jetzt diskutieren, gemacht werden, so wie die Spitäler die Leistungen im 

Auftrag des Kantons erbracht haben. Ein Mitglied der Sozial- und Gesundheitskommission hat einen 

interessanten Vergleich gemacht. Im Kanton Basel-Landschaft werden pro Einwohner 285 Franken ent-

schädigt, wenn coronabedingte Kosten entstanden sind. Im Kanton Solothurn sind es 136 Franken pro 

Einwohner. Auch sieht man, dass sorgfältig vorgegangen wurde. Im Gegensatz zu den Nachbarkanto-

nen hat man auch dafür gesorgt, dass die Entschädigung nicht zu einem Gewinn in der Rechnung führt, 

sondern dass maximal ein Nullsummenspiel daraus resultieren kann. Der Vergleich mit der Privatwirt-

schaft wurde in verschiedensten Bereichen gemacht, was hier aber nicht mehr wesentlich ist. Aufgrund 

der aufgeführten Argumente hat die Sozial- und Gesundheitskommission den Antrag der Finanzkom-

mission mit 10:3 Stimmen abgelehnt. In der Schlussabstimmung hat sie dem Antrag des Regierungsrats 

zugestimmt. 

Christian Thalmann (FDP), Sprecher der Finanzkommission. Dieses Geschäft wurde in der Finanzkommis-

sion zwei Mal behandelt, und zwar am 17. August 2022 sowie am 24. November 2022. Letztlich ist das 

Urteil an beiden Sitzungen gleich ausgefallen. Wir beantragen dem Kantonsrat eine Reduktion der Ver-

pflichtungskreditsumme von 12,06 Millionen Franken auf 8,214 Millionen Franken. Die Kürzung hat 

folgende Gründe: Einerseits ist es die Situation des Staatshaushalts, andrerseits sind die Leistungen oder 

der Verpflichtungskredit, für den es eine Volksabstimmung braucht, quasi freiwillig. Es gibt keine ge-

setzliche Grundlage dafür. Vorhin wurde der Kanton Basel-Landschaft genannt. Andere Kantone zahlen 

aber überhaupt nichts aus. Eine Reduktion von 50 % ist gerechtfertigt, wenn man es mit anderen Bran-

chen vergleicht, die auch unter Covid leiden mussten. Das ist soweit die Begründung und die Einschät-

zung der Finanzkommission. 

Barbara Leibundgut (FDP). Bereits bei den letzten Zahlungen wurden intensive Diskussionen rund um 

die Abgeltung der Ertragsausfälle und Mehrkosten an die Solothurner Spitäler und Kliniken aufgrund 

der Covid-19-Pandemie geführt. Jetzt werden die Spielregeln geändert. Der Modellwechsel wurde leider 

zu wenig klar kommuniziert. Im Gegensatz zur letztjährigen Vorlage wurde eine andere Methode zur 

Berechnung der Ertragsausfälle und Mehrkosten angewendet. Beide Berechnungsmodelle des Verbands 

H+ - die Spitäler der Schweiz - also der EBITDAR-Vergleich beziehungsweise die Schätzung der Mehr- 

und Minderkosten, sind etabliert und wir kennen sie. Wir erachten aber die Gründe für den Wechsel als 

intransparent und teilweise als nicht nachvollziehbar. Lediglich in der kantonsrätlichen Finanzkommissi-

on wurden die detaillierten Zahlen von allen Unternehmen präsentiert. Im Sinne einer Gleichbehand-

lung von allen beteiligten Akteuren erachten wir eine Überprüfung des Modells als angebracht, zumal 

sich enorme Unterschiede bei der Auszahlung ergeben. Erst die Kleine Anfrage von Stefan Nünlist, die 

am 24. Oktober 2022 vom Regierungsrat beantwortet wurde, hat die Auswirkungen des Modellwechsels 

in Zahlen aufgezeigt. Den Mitgliedern der Sozial- und Gesundheitskommission wurde ein solcher Ver-

gleich nicht zur Verfügung gestellt. So konnte in der Debatte auch nicht genügend fundiert diskutiert 

werden. Für die anstehende Volksabstimmung ist es bedeutend, dass die Vorlage im Parlament gut ab-

gestützt ist und die Zahlen klar nachvollziehbar erklärt werden können. Die FDP.Die Liberalen-Fraktion 

beantragt deshalb die Rückweisung des Geschäfts an den Regierungsrat zur Nachbesserung bezie-

hungsweise zur besseren Erläuterung. Wir erwarten eine klare Kommunikation der Vorlage. Nur so 

kann dem Volk plausibel erklärt werden, warum noch einmal so viel Geld an die Spitäler ausbezahlt 

werden soll. Wir danken für Ihre Unterstützung. 

Jonas Walther (glp). Auch wir haben in unserer Fraktion eine gefühlt endlose Diskussion über dieses 

Geschäft geführt. Am Schluss sind wir uns fast wie in einem türkischen Basar vorgekommen und eine 

Meinungsbildung wurde immer schwieriger. Wir haben versucht, Fakten zusammenzutragen und uns 

möglichst an diesen zu orientieren. Wir konnten der Botschaft des Regierungsrats insofern noch folgen, 
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als dass pandemiebedingte Aufwände nicht Teil des Leistungsauftrags zwischen dem Kanton und den 

Spitälern sind. Es gab nie eine Regelung in diesem Zusammenhang. Ein weiterer Fakt ist, dass der Kan-

ton gemäss § 49 des Gesundheitsgesetzes Massnahmen zur Bekämpfung von übertragbaren Krankhei-

ten an Dritte vorgeben kann. Er ist aber nicht verpflichtet, Beiträge auszurichten. Soweit wir es beurtei-

len können, ist es Fakt, dass der Kanton Leistungen bei den Spitälern bestellt hat. Die 

Abgeltungsforderungen basieren auf Modellrechnungen des Branchenverbands - wir haben es gehört. 

Wie die Kleine Anfrage Nünlist gezeigt hat, ist es wohl auch Fakt, dass die Berechnung auf Seite 9 der 

Botschaft nicht dem gleichen System entspricht, wie es im Jahr 2020 bei der Berechnung der Mehr- und 

Minderleistungen angewendet wurde. Die Nichtdeklaration des Systemwechsels ist im Nachgang be-

trachtet sehr störend und macht misstrauisch. Eine knappe Mehrheit unterstützt den Antrag der Finanz-

kommission. Hier überwiegt die Meinung, dass durch den Staat bestellte Leistungen zu zahlen sind, 

unabhängig von der Rechtsform der Institution und der finanziellen Potenz dieser Unternehmen. Ein 

Teil unserer Fraktion wird dem Rückweisungsantrag der FDP.Die Liberalen-Fraktion folgen und, sollte 

dieser nicht angenommen werden, den gesamten Beschlussesentwurf ablehnen. Hier überwiegt erstens 

das Misstrauen und zweitens sieht man den Sinn nicht, wieso ein finanziell kerngesundes Staatsunter-

nehmen unterstützt werden soll, wenn gleichzeitig das Staatsbudget ein Defizit von fast 100 Millionen 

Franken ausweist. Eine Befürchtung hat unsere Fraktion in globo. Gemäss Botschaft soll mit der soH eine 

Leistungsvereinbarung hinsichtlich zukünftiger Vorhalteleistungen abgeschlossen werden. Der Botschaft 

ist leider nicht zu entnehmen, ob eine solche Vereinbarung für das Jahr 2022 besteht und wie es bis ins 

Jahr 2024 weitergeht. Die Diskussionen sind voraussichtlich wieder vorprogrammiert. 

Rolf Jeggli (Die Mitte). Hier sind wir also, an diesem absehbaren Punkt für die nächste und hoffentlich 

letzte Entscheidung im Kantonsrat bezüglich der Zahlung für Mindererträge und Mehrkosten bei den 

Solothurner Spitälern. Wir führen harte, aber auch vorhersehbare Diskussionen. Je mehr man über ein 

Thema mit finanziellen Auslagen diskutiert, umso grösser werden die Begehrlichkeiten. Je weiter weg 

die Situation ist, desto schwieriger ist nachvollziehbar, warum das Geld gesprochen werden soll. Die 

erneuten Diskussionen waren gewollt, indem man den Blankocheck bei der letzten Abstimmung auch 

aus unserer Sicht zu Recht verhindert hat. Wir haben von der Kommissionssprecherin gehört, dass der 

Regierungsrat den Solothurner Spitälern im Zusammenhang mit Corona gewisse Vorgaben gemacht hat. 

Zur Bewältigung der Situation haben alle Spitäler einen Beitrag geleistet. Herzlichen Dank dafür. Die 

Verordnung hat jedoch die grösste Spitalorganisation unseres Kantons, die soH, die auch einen Grund-

auftrag ausführt, am schwersten getroffen. Wie bereits bei den letzten Berechnungen wurden die Er-

tragsausfälle und die Mehrkosten aufgrund des H+-Modells gemacht, plausibilisiert und überprüft. Der 

von der FDP.Die Liberalen-Fraktion angesprochene Berechnungsmechanismus deutet auf den EBITDAR 

hin, der eine Finanzkennzahl ist. Die Frage, die sich jetzt stellt, ist die, ob wir die finanzielle Lage eines 

Unternehmens oder die entstandenen Mehraufwände und Mindereinnahmen, die durch die erlassenen 

Corona-Verordnungen entstanden sind, entschädigen. Im Jahr 2020 wurden die Corona-Kosten eben-

falls mit dem H+-Modell erfasst. Der EBITDAR wurde im Vergleich zum Jahr 2019 ohne Corona berück-

sichtigt. Zu diesem Zeitpunkt war nachvollziehbar, dass die schlechte Finanzlage durch die Covid-Kosten 

entstanden sind. Das war im Jahr 2021 nur teilweise der Fall. Deshalb ist der Wechsel aus unserer Sicht 

auch verständlich. Es sind keine willkürlichen Zahlen, die uns jetzt vorliegen. Im Gegensatz zum Ver-

pflichtungskredit, der dannzumal in der Höhe von 45 Millionen Franken für die Jahre 2021 Und 

2022 entstanden wäre, reden wir jetzt von einer Summe von 12 Millionen Franken. Es handelt sich um 

Aufwände und Ertragseinbussen, die nicht entstanden sind, weil schlecht gewirtschaftet wurde, sondern 

weil die unternehmerische Freiheit wissentlich und willentlich zugunsten der Gesundheit der Solothur-

ner Bevölkerung eingeschränkt wurde. Finanziell interessante Operationen mussten verschoben werden, 

Betten der Intensiv- und von anderen Stationen mussten freigehalten werden, Schutzmassnahmen wur-

den getroffen usw. Hätte man keine solche Verordnung erlassen, wäre das Gesundheitssystem Gefahr 

gelaufen zu kollabieren. Im Nachhinein gibt es Stimmen, die sagen, dass die Spitäler ohnehin den 

Grundauftrag haben, für die Gesundheit der Bevölkerung zu sorgen. Das ist im Grossen und Ganzen 

richtig, aber nur anhand der vorhandenen Kapazitäten und Gerätschaften sowie dem vorhandenen 

Personal möglich. Mit der Verordnung hat man die Kapazitäten und Verfügbarkeiten sichergestellt. Wir 

mögen uns alle noch an die Triagesituation während der Corona-Pandemie erinnern, als entschieden 

werden musste, welche Personen eine Behandlung auf der Intensivstation bevorzugt erhalten und wel-

che nicht. Aus unserer Sicht wäre es fatal gewesen, eine solche Situation erneut in Kauf zu nehmen. Es 

wäre nur mit hellseherischen Fähigkeiten und grossem Risiko möglich gewesen, die Situation im Voraus 

korrekt zu beurteilen. Was wir hier machen, ist Vergangenheitsbewältigung und somit retrospektiv 

ganz einfach zu analysieren und zu beurteilen. Die Situation ist zum Glück nie eskaliert und im Nach-

hinein hätte es eine solche Verordnung vielleicht gar nicht gebraucht - hätte. Sie wurde aber erlassen 
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und ich habe bei meinem letzten Votum im Kantonsrat zu dieser Thematik gesagt, dass derjenige, der 

solch einschneidende Entscheide fällt und Verordnungen erlässt, auch für die finanzielle Entschädigung 

geradestehen soll. Zu dieser Zeit habe ich damit den Bund gemeint. Jetzt war aber der Kanton der Be-

fehlshaber und somit ist er in der Leistungspflicht. Stellen wir uns vor, dass das Gesundheitssystem in 

dieser Zeit ohne erlassene Verordnung kollabiert wäre. Ich möchte mir den politischen Aufstand und die 

Belehrungen in einer solchen Situation nicht ausmalen. Unter diesem Gesichtspunkt findet die Mitte-

Fraktion. Die Mitte - EVP die Entscheidung der Vorsorge und Voraussicht auch im Nachhinein die richti-

ge Wahl. Somit finden wir es richtig, dass die bestellten Leistungen und deren finanziellen Folgen ent-

schädigt werden. Der Kanton hat Leistungen bestellt, diese wurden erbracht und nun geht es darum, 

diese Leistungen und die finanziellen Folgen zu entschädigen. Die finanziellen Einbussen und die Mehr-

aufwände sind ausgewiesen und sollen aus unserer Sicht gemäss dem Vorschlag des Regierungsrats 

vergütet werden. Die soH als wohl grösster Empfänger dieser Gelder hat die umfangreichsten Ein-

schränkungen und Einbussen sowie Herausforderungen aufgrund des zusätzlichen Grundauftrags be-

kundet. Bestellte Leistungen sollen bezahlt werden. Es handelt sich nicht um ein Globalbudget, in dem 

in Zukunft Kosten eingespart werden können, sondern entstandene Schäden würden im Nachhinein 

einfach nicht vergütet werden. Das wäre aus unserer Sicht unglaubwürdig, nicht fair und ein falsches 

Zeichen. Klar ist uns auch die momentane finanzielle Situation des Kantons bewusst und natürlich 

schmerzen die Ausgaben. Mit dem Vorschlag des Regierungsrats bleibt noch immer ein Selbstbehalt der 

soH von über 4 Millionen Franken, da der Kanton Solothurn keine Gewinnfinanzierung macht. Würde 

eine Vorschlagszahlung des Regierungsrats über 16 Millionen Franken vorliegen, wären die kritischen 

Stimmen im Kantonsrat mit einer Kürzung um 4 Millionen Franken auf die jetzt vorliegenden 

12 Millionen Franken sogar noch einverstanden. Somit ist eine Kürzung bereits berücksichtigt. Die Dis-

kussion um den EBITDAR und den Vergleich zur Auszahlung bei der ersten Berechnung: Die Anpassun-

gen wurden vorgenommen, so dass es bezüglich Leistungseinforderung und Erbringung fair ist. Wir 

können den Mechanismus nachvollziehen und finden diesen richtig. Es kann nicht sein, dass die Vergü-

tung aufgrund einer ausserordentlichen unternehmerischen Leistung geschmälert wird oder umgekehrt. 

Die Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP unterstützt, mit einzelnen statistischen Ausreissern, den Antrag des 

Regierungsrats. 

Karin Kälin (SP). Ich sage es einmal mehr: Die Verantwortung für die Gesundheitsversorgung liegt beim 

Kanton. Zur Sicherstellung der Gesundheitsversorgung wurden die Spitäler und Kliniken vom Regie-

rungsrat auch im Jahr 2021 verpflichtet, auf einen angeordneten Covid-Pandemiebetrieb umzustellen. 

Dazu wurde bereits vieles gesagt, deshalb kürze ich mein Votum ab. Operationen und Behandlungen, 

die nicht im Zusammenhang mit Covid standen, durften nicht ausgeführt oder mussten verschoben 

werden. Zur Bewältigung der Krise mussten die Solothurner Kliniken dem Bürgerspital medizinisches 

Personal zur Verfügung stellen. Diese gravierenden Einschränkungen im regulären Betrieb der Spitäler 

hatten natürlich auch einschneidende finanzielle Folgen. Wir sind der Meinung, dass der Kanton diese 

nach der definierten Bemessungsgrundlage auch mittragen soll. Als Bemessungsgrundlage für die Er-

tragsausfälle und Mehrkosten - wir haben es bereits gehört - diente das H+-Finanzierungs- und Plausibi-

lierungsmodell. Die Richtigkeit der Angaben wurde minutiös geprüft und es wurden externe Revisions-

stellen beigezogen. Das Geschäft der Abgeltung der Spitäler ist aus unserer Sicht spruchreif. Es wurde in 

all seinen Facetten ausgeleuchtet und für richtig und wichtig befunden. Die Fraktion SP/Junge SP wird 

das Geschäft deshalb nicht zurückweisen. Wir lehnen auch den Eventualantrag der FDP.Die Liberalen-

Fraktion ab, weil dieser der Sachlage nicht dienlich ist. Zudem sind wir nicht damit einverstanden, dass 

der Nettomehrkostenausgleich gemäss dem Antrag der Finanzkommission halbiert werden soll, sondern 

wir folgen dem Antrag des Regierungsrats. Der Kanton soll gemäss definierter Bemessungsgrundlage 

für die Ertragsausfälle und Mehrkosten der Solothurner Spitäler und Kliniken in der Höhe von total 12,1 

Millionen Franken aufkommen. 

Marlene Fischer (Grüne). Wir haben gehört, dass der Kanton bei den Spitälern Leistungen zur Pande-

miebewältigung bestellt hat, was zu Ertragsausfällen und Mehrkosten von 16 Millionen Franken geführt 

hat. Das soll nun abgegolten werden, weil die Leistungen erbracht wurden und dadurch ein Defizit 

entstanden ist. Das sind die 12 Millionen Franken. Es wurde ausgeführt, dass zur Berechnung der Abgel-

tungen dieselben Grundlagen wie letztes Jahr verwendet wurden, nämlich die nationalen Checklisten 

des Spitalverbands H+. Es gab eine Prüfung durch die Revisionsstelle und es wurden nur die Ertragsaus-

fälle aus der Grundversicherung abgegolten. Das heisst, dass die Zusatzversicherungen nicht berücksich-

tigt wurden. Zudem ist es wichtig zu betonen, dass es eine Verpflichtung gibt, dass für das Jahr 

2021 keine Dividenden ausbezahlt werden. Für die Grüne Fraktion wurden die Berechnungsgrundlagen 

in Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 9. August 2022 und in den vorberatenden Kommissio-
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nen detailliert aufgezeigt. Für uns sind sie nachvollziehbar und es besteht kein Klärungsbedarf. Gerade 

die Antworten auf die Kleine Anfrage von Stefan Nünlist zeigen nochmals auf, dass die Berechnungen 

der Abgeltungen in den Jahren 2020 und 2021 nur auf covidbedingte Faktoren beschränkt sind. Es gibt 

keine Unterschiede in den Berechnungsgrundlagen und es wurden in beiden Jahren die gleichen Formu-

lare und Parameter verwendet. So können wir nicht nachvollziehen, wieso die FDP.Die Liberalen-

Fraktion das Volk vorschiebt und weitere Erläuterungen braucht. So ergibt sich das Abstimmungsverhal-

ten der Grünen Fraktion. Wir lehnen den Rückweisungsantrag der FDP.Die Liberalen-Fraktion ab, weil 

wir keinen Klärungsbedarf sehen. Wir stimmen dem Regierungsrat und der Sozial- und Gesundheits-

kommission zu, dass man die Abgeltung über 12 Millionen Franken genehmigt. Wir lehnen den Ände-

rungsantrag der Finanzkommission für eine Kürzung auf 8 Millionen Franken ab. Wir haben die Be-

gründung der Finanzkommission gehört. Es seien 50 % und ein Vergleich mit anderen Branchen. Die 

50 % sind aber unqualifiziert durch Handgelenk mal Pi zustande gekommen. Wir sehen nicht, wieso 

man die Ertragsausfälle und Mehrkosten halbiert und unterstützen das nicht. Genauso lehnen wir den 

Eventualantrag der FDP.Die Liberalen-Fraktion ab. Wir können nicht nachvollziehen, wie sie auf die Idee 

kommt, in der Zeit des Pflegenotstands einen Kahlschlag zu machen, indem sie von den ursprünglichen 

Ertragsausfällen und Mehrkosten von 16 Millionen Franken über die 12 Millionen Franken, die nun vom 

Regierungsrat auf dem Tisch sind, über die 8 Millionen Franken der Finanzkommission auf jetzt lediglich 

3 Millionen Franken kommt. Das geht zulasten des Gesundheitspersonals und das werden wir nicht un-

terstützen. Vielleicht merken Sie, dass es mich wütend macht, dass man jetzt auf dem Buckel der Spitäler 

und der Personen, die uns über die Krise getragen haben, immer weiter kürzt. Das ist ein Schlag ins 

Gesicht des Gesundheitspersonals, das uns mit der individuellen Aufopferung durch die schwierige Zeit 

geholfen hat. Das zeugt nicht nur von mangelnder Wertschätzung, sondern auch von falschen Prioritä-

ten. Unsere Bevölkerung ist darauf angewiesen, dass wir unsere Spitäler nicht kaputtsparen. Eine solche 

bürgerliche Wahlkampf-Sparpolitik in der Gesundheitsversorgung sollte nicht auf Kosten der Allge-

meinheit immer weiter ins Extreme getrieben werden. Leider haben wir das aber bereits in der letzten 

Session gesehen, als sich die SVP-Fraktion, die FDP.Die Liberalen-Fraktion und die glp-Fraktion dagegen 

ausgesprochen haben, mehr Mittel für die kantonale Umsetzung der Pflegeinitiative auszugeben. Unse-

re Spitäler sind am Anschlag und eben keine kerngesunden Unternehmen. Viele Pflegefachkräfte und 

Ärztinnen sind komplett überlastet, sie kündigen und deshalb bleiben ganze Stationen geschlossen. Zur 

Situation im Bürgerspital mache ich ein kurzes Update von meiner Kollegin, die dort Assistenzärztin ist. 

Sie hat mir gestern gesagt, dass wegen dem Pflegemangel zwar Betten geschlossen wurden, es aber 

immer noch gleich viele Ärztinnen sind und die Arbeit mehr wurde. Sie sind komplett überlastet. Eine 

Assistenzärztin muss an einem Wochenende bei knapp 50 Patienten auf Visite und das ist keine Selten-

heit. Wenn ein Patient nach einer missglückten Reanimation verstirbt, bleibt keine Sekunde Zeit für die 

Verarbeitung, weil ausserhalb der Koje bereits die nächsten fünf Patienten und Patientinnen warten. 

Jeden Morgen wird beim Rapport gesagt, dass es keine freien Betten gibt. Manchmal telefoniert man 

auf der Suche nach einem freien Bett 40 Spitäler ab. Der enorme Bettendruck bedeutet, dass die Perso-

nen, die halbwegs überlebt haben und zuhause behandelt werden können, aus dem Spital geworfen 

werden, auch wenn sie sich noch nicht sicher fühlen. Wir finden, dass das keine haltbaren Zustände an 

unseren Spitälern sind und sie entsprechen schon gar nicht den Umständen, um willkürliche und radika-

le Kürzungen bei den Covid-Entschädigungen vorzunehmen. Auch das Eigenkapital wurde genannt. 

Von der Sozial- und Gesundheitskommission haben wir gehört, dass dieses hauptsächlich für den Ge-

bäudebestand vorgesehen ist. Das Spital kann nicht einfach ein Stockwerk des Gebäudes vermieten oder 

verkaufen und so Geld generieren. Das heisst, dass die hohe Eigenkapitalquote auf dem Papier nicht 

bedeutet, dass viel Geld zur Verfügung steht. Dasjenige, das zur Verfügung steht, wird zur Deckung der 

höheren Energiepreise, zur Bezahlung der Umkleidezeit des Personals oder für den Teuerungsausgleich 

dringend benötigt. Wir haben gehört, dass die soH ein kerngesundes Unternehmen sei. Man kann sie 

aber nicht mit anderen Unternehmen vergleichen, weil Leistungen bestellt und erbracht wurden. Diese 

müssen jetzt abgegolten werden. Es handelt sich nicht einfach um Mindereinnahmen, die das Spital 

aufgrund der Covid-Situation hatte. Zudem hat es auch keine Kurzarbeitsgelder erhalten. Ich appelliere 

an Sie, die vorliegenden Kürzungsanträge abzulehnen und die Leistungen gemäss dem Vorschlag des 

Regierungsrats und der Sozial- und Gesundheitskommission abzugelten. 

Thomas Giger (SVP). Die SVP-Fraktion lehnt das Geschäft des Regierungsrats in der vorliegenden Form 

geschlossen ab, und zwar aus vier Gründen. Erstens kann sich der Kanton diese Unterstützung nicht 

leisten. Das veranschlagte Budgetdefizit ist schlicht zu gross und die finanziellen Aussichten sind 

schlecht. Zweitens hatten die Spitäler im Jahr 2021 gemäss der Aufstellung wegen der Corona-Pandemie 

keine oder nur kleine Nettoertragsausfälle zu beklagen. Anders gesagt: Die Spitäler haben wegen der 

Pandemie nicht weniger verdient. Drittens wurden die Vorhaltekosten, beispielsweise das Freihalten von 
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Kapazitäten für Corona-Patienten, nicht sauber von den coronabedingten Mehrkosten separiert. Auf-

grund der Aufstellung scheint es, dass die Mehrkosten und nicht die Vorhaltekosten der Treiber für die 

zusätzlichen Aufwendungen sind. Die ganze Wirtschaft war von diesen Mehrkosten betroffen. Jeder 

Betrieb mit Publikumsverkehr musste bauliche Massnahmen ergreifen und jeder Arbeitgeber musste 

Hygieneartikel für seine Mitarbeitenden besorgen, ohne dass sie dafür vom Staat entschädigt worden 

wären. Einige mussten zusätzliches Personal einstellen, um Erkrankungen zu kompensieren oder um 

coronabedingte Massnahmen umsetzen zu können, genauso wie die Spitäler. Mit der hier vorliegenden 

Entschädigung würden die Spitäler gegenüber anderen Betrieben bevorzugt. Das ist aus unserer Sicht 

nicht besonders gerecht und nicht vertretbar. Viertens sind die Spitäler finanziell kerngesund. Die dekla-

rierten Kosten sind im Vergleich zur Bilanzsumme klein und somit als unternehmerisches Risiko ver-

kraftbar. Zu viele sogenannte systemrelevante Unternehmen wurden in den letzten Jahren für alles 

Mögliche entschädigt und unterstützt. Diese Unsitte ist umgehend zu beenden. Die Geschäftsleitungen 

und nicht der Staat sollen für den Geschäftsverlauf geradestehen. Dafür werden sie bezahlt. Wir unter-

stützen den Rückweisungsantrag der FDP.Die Liberalen-Fraktion, damit der Regierungsrat nochmals 

über die Bücher gehen kann. 

Luzia Stocker (SP). Ich bin ein wenig erstaunt über die unterschiedlichen Interpretationen dieses Ge-

schäfts. Obwohl schon sehr vieles gesagt wurde, möchte ich nochmals betonen, dass es hier um die 

Mehrkosten und die Mindereinnahmen aufgrund der Corona-Pandemie geht, unabhängig vom Ge-

schäftsgang der Kliniken und der soH. Die Mehrkosten und Mindereinnahmen wurden von den Spitä-

lern ausgewiesen und sowohl die Sozial- und Gesundheitskommission - die Sprecherin hat es ausgeführt 

- wie auch die Finanzkommission haben detaillierte Auskünfte erhalten. Es ist nur fair, diese Mehrkosten 

und Mindereinnahmen auch auszugleichen. Wir haben den Kliniken und der soH Auflagen gemacht und 

Leistungen bestellt, in einer ausserordentlichen Situation, die so nicht vorhersehbar war. Die Leistungen 

wurden erbracht und unter anderem hat uns das gesamte Personal in den Spitälern durch die Krise ge-

bracht. Mit unserer Haltung setzen wir auch dem Personal gegenüber ein Zeichen. Schon nur deshalb 

müssen wir die Ausfälle bezahlen. Wenn ich bedenke, welche weiteren Herausforderungen auf das 

Gesundheitswesen und die Spitäler zukommen, müssen wir zu diesen Unternehmen Sorge tragen. Wenn 

ich in die anderen Kantone schaue und sehe, mit welchem finanziellen Problemen andere Spitäler zu 

kämpfen haben, bin ich sehr froh, dass sowohl die soH wie auch die Kliniken gesunde Unternehmen 

sind. Es ist zynisch, das heranzuziehen und zu sagen, dass wir bestellte Leistungen deshalb nicht zahlen. 

Wir wollen das nicht gefährden und mit der Abgeltung auch ein fairer und verlässlicher Ansprechpart-

ner für die Kliniken und die soH bleiben. Ich bitte Sie, dem Rückweisungsantrag und den Änderungsan-

trägen nicht zuzustimmen. 

Beat Späti (FDP). Wir beraten ein Geschäft, das bereits im vergangenen Jahr und insbesondere im Vor-

feld dieser Session für viel Gesprächsstoff gesorgt hat. Es steht nicht nur die Leistungsentschädigung als 

solche zur Debatte, sondern vor allem der Wechsel der Berechnungsmethode des EBITDAR-Modells auf 

das diesjährige Ertragsmodell. Zudem war die Informationspolitik des Regierungsrats zum Modellwech-

sel im Vorfeld völlig ungenügend. Sie war ungenügend, weil der Methodenwechsel nur zögerlich und 

intransparent kommuniziert wurde. Warum hat die Sozial- und Gesundheitskommission keine detaillier-

ten Zahlen vorgelegt erhalten wie im Vorjahr? Warum hat die Finanzkommission diese erst auf Nach-

frage erhalten? Die Informationspolitik war ungenügend, weil die Änderung der Parameter zwar be-

gründet wurde, die Auswirkungen aber eine Gleichbehandlung der Leistungserbringer in Frage stellen. 

Sie war weiter ungenügend, weil eine aufschlussreiche Gegenüberstellung der Jahre und der Berech-

nungsmodelle in der regierungsrätlichen Beantwortung der Kleinen Anfrage von Stefan Nünlist Ende 

Oktober zwar vorgelegt wurde, aber erst zwei Monate nach der Beratung und Beschlussfassung der 

vorberatenden Kommissionen. Eine faktenbasierte und differenzierte Auseinandersetzung mit der ent-

sprechenden Fragestellung konnte somit weder in der Sozial- und Gesundheitskommission noch in der 

Finanzkommission stattfinden. Die FDP.Die Liberalen-Fraktion ist mit diesem intransparenten Vorgehen 

unzufrieden. Im Sinne der Gleichbehandlung sind wir mit dem Modellwechsel nicht einverstanden. Wir 

unterstützen die Entschädigung der Ertragsausfälle und der Mehrkosten gegenüber den Leistungser-

bringern. Aber wir sind einstimmig für den neu lautenden Beschlussesentwurf mit der Berechnung nach 

dem EBITDAR-Modell wie im Vorjahr. Wir wollen keine Änderungen, die nicht schlüssig und kaum nach-

vollziehbar sind. 

Samuel Beer (glp). Nach intensiver Beratung, fraktionsintern und -übergreifend, fühle ich mich heute 

nicht in der Lage, irgendeinem Antrag mit gutem Gewissen zuzustimmen. Deshalb bin ich für die Rück-

weisung. Es macht für mich den Anschein, dass man in der Finanzkommission einen willkürlichen Kom-
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promiss gefunden hat. Auf jeden Fall wurde die Abrechnungsmethode im Nachhinein geändert, weil 

vielleicht das Ergebnis nicht gepasst hat. Ich weiss es nicht. Die jetzt vorliegenden Änderungsanträge 

sind ehrlich gesagt nicht besser. Es sind Kompromisse von Kompromissen. Wie sie schlussendlich herge-

leitet wurden, ist für mich ein grosses Fragezeichen. Das ist meines Erachtens auch das Hauptproblem. 

Wir sprechen über Leistungen in der Höhe von 14 Millionen Franken, 12 Millionen Franken, 8 Millionen 

Franken oder wie viele Millionen Franken auch immer, die der Kanton beim Leistungserbringer bestellt 

hat. Der Kanton hat Leistungen im zweistelligen Millionenbereich bestellt, aber keinen Preis definiert. 

Was stand in der Bestellung geschrieben? Einmal helfen? Oder anders gesagt: Hat der Leistungserbrin-

ger für 12 Millionen Franken Leistungen erbracht und vor der Auftragsausführung keinen Preis kalku-

liert? Wie wurde der Auftrag bestätigt? Wie wurde das erfasst? Wie ist das vor sich gegangen? Für mich 

macht es den Anschein, als hätte man losgelegt und ist jetzt überrascht, dass man am Schluss Diskussio-

nen hat. Aber im Grunde genommen ist es nicht überraschend. Ich hatte Verständnis für das überstürzte 

Handeln, als die Pandemie ausgebrochen war, denn es war eine Krise. Hier sprechen wir aber von der 

vierten Welle im Herbst 2021. Darauf hätten wir uns vorbereiten können. Darf ich fragen, nach welchen 

Vergabekriterien diese Leistungen bestellt oder vergeben wurden? Wohl nicht nach dem Preis, da man 

diesen nicht gekannt hat. Ich staune sehr. Ich schätze die Arbeit der Personen im Gesundheitswesen. 

Marlene Fischer kann ich aber versprechen, dass es weder den Personalmangel noch die Arbeitsbelas-

tung noch die Löhne der Mitarbeitenden verbessert, unabhängig davon, wie viel Geld wir heute spre-

chen. Bei ihnen wird das Geld nie ankommen. 

Simon Michel (FDP). Ich danke meinem Vorredner für seine Fragen und möchte fünf Fakten beifügen. 

Fakt 1 ist allen bekannt: Der Kanton hat Leistungen zur Bekämpfung bestellt - Schutzausrüstungen, 

Beatmungsgeräte, Desinfektionsmittel etc. Fakt 2: Rolf Jeggli, ich denke nicht, dass die Spitalgruppe 

Personen hätte sterben lassen. Luzia Stocker, die soH hätte die Bestellungen und Zukäufe auch ohne 

Auftrag des Kantons gemacht, denn Leben retten, Krankheiten behandeln und Mitarbeitende schützen, 

steht im Grundauftrag geschrieben. Fakt 3: Aufgrund der befohlenen Vorhalteleistungen des Kantons, 

nämlich Kapazitäten freizuhalten, hat das Spital in gewissen Geschäftsfeldern Minderumsätze oder 

Ertragsausfälle erlitten. Fakt 4: Weil das Management der Gruppe gehandelt hat, hat die soH im Jahr 

2021 deutlich mehr Umsatz gemacht, und zwar 10 %, 626 Millionen Franken im Vergleich zu 

580 Millionen Franken im Vorjahr. Das ist eine ausserordentliche Leistung. Das Team hat in der Krise 

agiert und sowohl im stationären wie auch im ambulanten Bereich zugelegt. Es ist ganz normal, dass 

das Management analysiert, beurteilt, Massnahmen definiert und agiert. Das aktive Handeln der Grup-

pe hat bei der Solothurner Gruppe zu einem positiven EBITDAR von fast 24 Millionen Franken im Ver-

gleich zum Verlust von 15 Millionen Franken im Vorjahr geführt. Sie hat in diesem Jahr 40 Millionen 

Franken mehr Gewinn gemacht. Jetzt fragen wir uns fünftens, warum genau wir diesem kerngesunden 

Konzern in dieser ausgesprochen angespannten Finanzlage, die wir im Kanton haben, 10 Millionen 

Franken überweisen sollen. Diese sind mit der Anwendung der gleichen Methode - Sie haben das von 

den Vorrednern gehört und verstanden - gar nicht geschuldet. Ich bitte die Kollegen und Kolleginnen 

der Mitte, sich einen Ruck zu geben und der Rückweisung zuzustimmen oder zumindest der Anwen-

dung der gleichen Methode wie im Vorjahr. Wir können uns die Rückstellungen, die wir getätigt haben, 

nicht leisten. Wenn wir sie auflösen, leisten wir damit einen Beitrag an den Massnahmenplan 2023/2024. 

Das wird weniger schmerzen, als an anderen Orten zu kürzen. 

Fabian Gloor (Die Mitte). Ich denke, dass wir zuerst einmal froh sind, dass die Corona-Pandemie vorbei 

ist und wir heute hoffentlich zum letzten Mal darüber diskutieren werden. Den grössten Unternehmen 

im Gesundheitswesen, den Spitälern und Kliniken, ist bei der Bewältigung der Pandemie eine sehr wich-

tige Rolle zugekommen. Mittels der Allgemeinverfügung wurden sie beauftragt, Vorhalteleistungen 

bereitzustellen. Diese Leistungen sind wohl ein wenig anders als gängige Hygienemassnahmen, wie ich 

sie zuhause getroffen habe. So habe ich zuhause keinen Ganzkörperanzug, kein Beatmungsgerät und 

auch nicht mehrere Intensivbetten. Ich bitte darum, nicht Kraut mit Rüben zu verwechseln. Es ist wohl 

auch unbestritten, dass die Spitäler und Kliniken hier sehr grosse Leistungen erbracht haben, ebenso das 

entsprechende Personal. Die offene Frage, die wir jetzt zu klären haben, ist, wie diese Leistungen zu 

entschädigen sind. Ich erlaube mir, einen kleinen Vergleich zu machen. Wenn ich bei mir zuhause von 

einem Maler eine Wand streichen lasse, habe ich diese Leistung zu zahlen. Das sollte auch hier der 

Grundsatz sein. Eine bestellte Leistung muss man zahlen. Natürlich kann man es so sehen wie Simon 

Michel und sagen, dass Organisationen, die finanziell scheinbar gut aufgestellt sind, die Entschädigung 

nicht brauchen. Mit dieser Argumentation komme ich bei meinem Maler aber nicht weit, wenn ich ihm 

sage, dass er genügend Eigenkapital hat und gut aufgestellt ist und es deshalb nicht nötig ist, dass ich 

die Rechnung zahle. Auch bezüglich der Aussage, dass die Leistungen ohnehin erbracht worden wären, 



 VII. Session – 17. Sitzung - 13. Dezember 2022 9 

 

kann man eine andere Perspektive einnehmen. Auch wenn es die Allgemeinverfügung nicht geben 

würde - da es diese gibt, ist es eine hypothetische Frage - hätten wir als Vertreter der Öffentlichkeit die 

Pflicht, die Sonderleistungen, die klar im Dienst der gesamten Gesellschaft erbracht wurden, irgendwie 

zu entschädigen. Kommen wir nun zur Entschädigung zurück. Wir haben vom H+-Modell gehört. So wie 

jedes Modell ist auch dieses eine Annäherung an die Realität. Wir müssen uns bewusst sein, dass es kei-

ne absolute Wahrheit gibt. Diese kann keiner hier im Saal für sich beanspruchen. Das angewendete 

Modell hat zwei wesentliche Teile. Der eine orientiert sich am EBITDAR. Ich bin überzeugt, dass mittler-

weile jeder hier weiss, was diese Abkürzung bedeutet. Der andere Teil orientiert sich an den ausgelös-

ten Mehrkosten und Mindererträgen. Dafür gibt es die standardisierten Formulare, die schweizweit 

angewendet wurden. Es ist richtig, dass es vom Kanton unterschiedliche Gewichtungen für die Entschä-

digungen im 2020 und im 2021 gegeben hat. Aus meiner Sicht sind diese aber sehr gut nachvollziehbar. 

Schliesslich geht es darum, dass nur die direkten Ausfälle durch Corona und die Leistungen aufgrund des 

Auftrags des Kantons ausgeglichen werden - nicht mehr, aber auch nicht weniger. Es ist doch offensicht-

lich, dass die grösste Institution und Organisation in diesem Zusammenhang mutmasslich auch die gröss-

te Leistung erbracht hat. Es ist sicher ein wenig unschön, dass der ganze Detaillierungsgrad nicht von 

Anfang an aktiv kommuniziert wurde. Ich denke, dass man diese Kritik so an den Regierungsrat adres-

sieren kann. Ich möchte ebenfalls darauf hinweisen, dass der Kanton Solothurn einer der wenigen Kan-

tone ist, der die Entschädigung auf die Defizithöhe beschränkt. Auch hier könnte man argumentieren, 

dass eine bestellte Leistung zu zahlen ist, unabhängig von allem anderen. Ich finde es aber nur gerecht 

und vernünftig, dass man die Gewinnfinanzierung ausschliesst, im Einklang mit den anderen Covid-

Massnahmen, bei denen das ebenfalls entsprechend ausgewiesen wurde. Die Vorgehensweise des Kan-

tons Solothurn bei den Entschädigungen ist einzigartig. In fast jedem anderen Kanton besteht eine 

gesetzliche Grundlage dafür, auf der entsprechend agiert werden kann. Ich denke, dass das eine Lehre 

ist, die unser Kanton aus der Pandemie ziehen kann. Zum Schluss möchte ich daran appellieren, dass wir 

unsere Spitäler und Kliniken nicht unnötig schwächen. Aus meiner Sicht wäre es ein schlechtes Zeichen 

für den Gesundheitsstandort Kanton Solothurn (Die Präsidentin weist auf das Ende der Redezeit hin.) 

und auch für Treu und Glauben. Deshalb empfehle ich die Annahme des regierungsrätlichen Antrags. 

Christian Thalmann (FDP). Im Namen der Finanzkommission möchte ich festhalten, dass die Aussage von 

Marlene Fischer unqualifiziert ist. Das lasse ich nicht gelten. Es gibt heute zwei Anträge zu anderen 

Geschäften. Die Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP stellt den Antrag, den Kantonsbeitrag für die Prämien-

verbilligung von 80 % auf 85 % zu erhöhen, die Fraktion SP/Junge SP will eine Erhöhung von 80 % auf 

90 %. Weiter beantragt die Fraktion SP/Junge SP die Reduktion der Zuweisung des Treibstoffzolls. Dabei 

handelt es sich um Prozentzahlen und auch hier könnte man sagen, dass diese unqualifiziert sind. Die 

Finanzkommission hat das Geschäft zweimal beraten und mit unqualifizierten Mehrheiten von 

9:3 Stimmen beziehungsweise mit 8:4 Stimmen einen Beschluss gefasst. Ich gehe davon aus, dass Marle-

ne Fischer nicht meint, dass die Personen unqualifiziert sind, sondern die Prozentzahl. Einerlei, wir las-

sen das so im Raum stehen.  

Susan von Sury-Thomas (Die Mitte). Eigentlich wollte ich nichts sagen, aber aufgrund der Diskussion 

kann ich nicht einfach ruhig bleiben. Ich war während zwölf Jahren Mitglied der Sozial- und Gesund-

heitskommission und habe viel bezüglich des Gesundheitswesens mitbekommen. Deshalb möchte ich 

mich hier äussern. Die Gesundheit ist unser höchstes Gut und dazu muss man Sorge tragen. Eine qualita-

tiv gute und effiziente Gesundheitsversorgung für unsere Bevölkerung ist das Credo in der Gesund-

heitspolitik. Im Juli 2012 hatte das Volk den Neubau Bürgerspital Solothurn gutgeheissen. Fast alle Be-

zirke haben dem zugestimmt. Im Bezirk Solothurn betrug die Stimmbeteiligung 81 % und auch er hat 

zugestimmt. Nur der Bezirk Thierstein hat den Neubau abgelehnt. Wir haben nun ein gutes Spital mit 

einer guten Infrastruktur und es ist ästhetisch. Das alles war der Wunsch unserer Bevölkerung und der 

Kanton hat mit der soH einen neuen Leistungsauftrag abgeschlossen. Es ist ziemlich vieles gut zuguns-

ten unserer Bevölkerung gelaufen. Dann kam die Pandemie und die soH musste Covid-Patienten auf-

nehmen und konnte keine geplanten Leistungen mehr durchführen. Deshalb hat sie Verluste gemacht, 

so wie andere Spitäler auch. Das ist eine Tatsache und die Ertragsausfälle müssen entschädigt werden. 

Die soH gehört zum Kanton und sie ist der grösste Arbeitgeber im Kanton Solothurn. Es ist unser aller 

Wunsch, dass es der soH gut geht und unsere Bevölkerung gute Leistungen von den Spitälern erhält. 

Das ist die Realität. Die Gesundheitspolitik ist nicht nur Finanzpolitik, sondern sie ist für unsere Steuer-

zahler. Diese haben dem Neubau mit Kosten in der Höhe von 340 Millionen Franken zugestimmt. Das 

eine sehr grosse Summe und es sind die Steuergelder unserer Bevölkerung. Es ist unsere Aufgabe, der 

Bevölkerung eine gute Gesundheitsversorgung zur Verfügung zu stellen. Die Gesundheit ist nicht nur 

Politik und wir müssen der Realität in die Augen schauen. In der Vorlage ist die Höhe des Defizits aus-
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gewiesen und die soH übernimmt einen Viertel davon selber. Wir sprechen hier über den Rest in der 

Höhe von 12,1 Millionen Franken. Wir sind die Entscheidträger für unsere Bevölkerung im Kanton Solo-

thurn und müssen den Mut haben, den Entscheid zu treffen. Deshalb finde ich es wichtig, dass wir dem 

Antrag des Regierungsrats zustimmen. 

Barbara Leibundgut (FDP). Ich möchte nochmals betonen, dass wir nicht grundsätzlich gegen eine Ent-

schädigung sind. Wir stören uns aber am Vorgehen und an der Änderung der Berechnungsgrundlagen, 

ohne dass dies in den Kommissionen konkret begründet wurde. Die jetzt stattfindende grosse Diskussi-

on im Rat hätte in den Kommissionen erfolgen müssen. Aus diesem Grund gehört das Geschäft zurück-

gewiesen und deshalb haben wir den entsprechenden Antrag gestellt. So kann in den Kommissionen 

mit fundierten Zahlen und Parametern nochmals ein Beschluss gefasst werden. Anschliessend kann der 

Rat aufgrund eines klaren Antrags einen sauberen Entscheid fällen, der dem Volk vorgelegt werden 

kann. So haben wir eine bessere Klarheit. 

Matthias Borner (SVP). Als Präsident der Finanzkommission möchte ich mich kurz zum Einwand von 

Marlene Fischer äussern. Ich finde es nicht gut, wenn man sagt, dass die Finanzkommission einen unqua-

lifizierten Antrag gestellt hat. Die Finanzkommission hat das Geschäft zweimal beraten. Der vorliegende 

Antrag kam bereits in der ersten Sitzung zustande. Weil wir uns selber hinterfragt und die Grundlagen 

geändert haben, haben wir eine Wiedererwägung gemacht. Wir haben sogar einen Risikoexkurs mit 

den Verantwortlichen der soH und des Gesundheitsamts vorgenommen. Den Vorwurf, dass wir das nicht 

seriös angeschaut haben, weise ich vehement zurück. Die Meinungen hier im Saal gehen weit auseinan-

der. In der Finanzkommission haben wir eine mehrheitsfähige Lösung gesucht, eine, die der betriebs-

wirtschaftlichen Risikotragfähigkeit sowie der Einhaltung von gesetzlichen Leistungen Rechnung trägt. 

So ist der vorliegende Antrag zustande gekommen. 

Stefan Nünlist (FDP). Um alle Missverständnisse vorweg aus dem Weg zu räumen: Die Solothurner Spitä-

ler und alle ihre Mitarbeitenden haben während der Corona-Pandemie hervorragende Arbeit geleistet. 

Das haben aber nicht nur sie gemacht. Aufgrund der Debatte könnte man denken, dass das Gesund-

heitswesen nur durch die Spitäler gewährleistet wird. Dem ist aber nicht so. Lesen Sie § 42 des Gesund-

heitsgesetzes. Die Spitäler sind für die stationären Behandlungen zuständig. Alle anderen Leistungen 

werden aber von privaten Leistungserbringern erbracht - von Ärzten und Ärztinnen und medizinischen 

Hilfskräften. Auch sie haben während der Pandemie hervorragende Arbeit geleistet. Wir schieben der 

soH nun 10 Millionen Franken zu, einem Tochterunternehmen, das zu 100 % dem Kanton gehört. Dieses 

Geld ist in diesem gut kapitalisierten Unternehmen, verändert aber eigentlich nichts. In der Zwischenzeit 

befinden wir uns in einer ganz anderen Krise. Wir alle schnallen den Gürtel enger und werden im Feb-

ruar, wenn wir der Vorlage zustimmen, in eine Volksabstimmung gehen. Ich weiss nicht, wie ich meinen 

Wählerinnen und Wählern, den Solothurner Stimmbürgern, den Ärzten und Ärztinnen und allen, die in 

der Wirtschaft arbeiten, erklären soll, warum wir unserer Tochter zusätzlich 10 Millionen Franken zah-

len, allen anderen aber nichts. Aus diesem Grund bitte ich Sie, den Rückweisungsantrag der FDP.Die 

Liberalen-Fraktion zu unterstützen.  

Susanne Schaffner (Vorsteherin des Departements des Innern). Es wurden ganz unterschiedliche Voten 

gehalten und Standpunkte vertreten. Ich äussere mich zuerst zum Eintreten auf die Vorlage. Ich habe 

grundsätzlich gehört, dass die vorliegenden Zahlen in der Finanzkommission und auch in den Fraktio-

nen grösstenteils nachvollzogen werden konnten. Man konnte nachvollziehen, wie sie berechnet wur-

den und worauf sie sich stützen. So wie es von diversen Sprechern gesagt wurde, geht es hier alleine 

darum, ob Mehrkosten und Mindereinnahmen entschädigt werden. Es geht nicht um die Abgeltung von 

betrieblichen Risiken einer Firma. Es geht nicht darum, es als Negativum anzuschauen, wenn sich eine 

Firma in diesen Jahren verbessert hat. Es geht auch nicht darum, ein schlechteres Betriebsergebnis zu 

entschädigen, so wie es die Pallas Klinik ausweist und wozu die FDP.Die Liberalen-Fraktion einen Antrag 

stellt. Es geht um die Entschädigung der Mehrkosten und Mindereinnahmen. Zuerst ist die Frage aufge-

taucht, ob man auf das Geschäft nicht eintreten will, weil man nicht damit einverstanden ist, dass diese 

Kosten entschädigt werden. Ist man der Auffassung, dass niemand eine solche Entschädigung zugute 

hat, kann man die Vorlage ablehnen. Will man auf das Geschäft nicht eintreten, weil man mit der Ent-

schädigung grundsätzlich nicht einverstanden ist, nützt es nichts, weil wir die gleichen Berechnungen 

auf den gleichen Zahlen machen werden. Diese Zahlen sind durch die Revisionsgesellschaft geprüft 

worden, ebenso wie sich die Berechnungen für die Jahre 2020 und 2021 ergeben haben. Wir haben 

diese immer nach dem H+-Modell vorgenommen. Denjenigen von Ihnen, die nicht ganz sicher sind, wer 

die Covid-Patienten behandelt hat, möchte ich sagen, dass es im Kanton Solothurn nur die soH ist, die 
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auf der Intensivstation und stationär Covid-Patienten behandeln konnte. Weder ein Privatspital noch 

sonst jemand war in der Lage, das zu machen. Bei der Entschädigung der Mehrkosten und Mindererträ-

ge geht es genau um die Aufwände und die hatte vor allem die soH. Dass die Pallas Klinik und die 

Obach auch mit betroffen sind, hat damit zu tun, dass wir, gestützt auf die Verfügung, Personal von 

ihnen haben mussten. Deshalb wurde auch bei ihnen überprüft, ob deshalb Mindereinnahmen entstan-

den sind. Selbstverständlich wurde das Personal abgegolten, und zwar von der soH. Es wurde auch die 

Frage gestellt, ob die soH das nicht ohnehin gemacht hätte und welche Leistungen bestellt wurden. Es 

wurde gesagt, dass man vorher hätte vereinbaren können, welche Leistungen man haben will. Es war 

sehr schwierig abzuschätzen, wie sich die Pandemie entwickelt. Deshalb haben wir in der Verfügung 

festgehalten, dass sich die soH bereithalten und die Covid-Patienten auf der Intensivstation aufnehmen 

muss. Wir konnten sie nicht in andere Kantone abschieben, weil diese ihre eigenen Patienten behandeln 

mussten. Dadurch musste die soH die elektiven Eingriffe verschieben. Im Winter 2020/2021 war die Situ-

ation die gleiche, ebenso im Herbst 2021. Die Pandemie hatte zur Folge, dass sehr viele Covid-Erkrankte 

im Spital waren. Das bedeutete auch, dass wir den Spitälern nicht andere Kosten, wie sie vielen Firmen 

entstanden sind, entgolten haben, sondern nur die Kosten, die unmittelbar mit der Behandlung der 

Covid-Patienten zu tun hatten. 

Die Berechnung der Mehrkosten und Mindererträge wurde in der Finanzkommission immer sehr trans-

parent dargelegt, was diese auch bestätigt hat. In der Begründung des Rückweisungsantrags der 

FDP.Die Liberalen-Fraktion wurde ebenfalls gesagt, dass man wisse, wie es berechnet wurde, man wolle 

aber doch noch mehr Erklärungen haben. Ich denke, dass Sie alle Klarheit erhalten haben, indem Sie in 

der Beantwortung der Kleinen Anfrage Stefan Nünlist sehen, dass wir im Jahr 2020 wie auch im Jahr 

2021 das H+-Modell angewendet haben. Dieses hat zwei Zugänge. Der eine Zugang ist der EBITDAR-

Vergleich, der eine reine finanz- und betriebsrechtliche Sicht ist. Hier wird nur verglichen, ob sich eine 

Firma verbessert oder verschlechtert hat. Mit den Covid-Kosten hat das keinen Zusammenhang. Für das 

Jahr 2020 hatten wir die Checkliste, aufgrund derer Mehrkosten und Ertragsausfälle angegeben werden 

mussten. Im Jahr 2020 haben wir die Plausibilisierung für die Mehrkosten und Ertragsausfällen gemacht. 

Dort haben wir den kleineren Betrag genommen, weil der Vergleich vom Jahr 2019 mit dem Jahr 

2020 gezeigt hat, dass die Margen, die entstandenen Mindereinnahmen, durch die Mehr- und Minder-

kosten sicher begründet sind. Die ausgewiesenen Mehr- und Minderkosten, die mit dem Zusatzformular 

ausgewiesen wurden, waren viel höher. Wir haben den kleineren Betrag genommen, weil wir der Mei-

nung waren, dass die Unternehmen einen Teil selber tragen müssen. Das hatte nicht nur gute Rückmel-

dungen zur Folge. Im Jahr 2021 haben wir genau das Gleiche gemacht. Der betriebliche Vergleich mit 

dem Jahr 2019 hat gezeigt - basierend auf der Checkliste Mehr- und Minderkosten - dass sich die soH 

betrieblich verbessert hat. Eine betriebliche Verbesserung zu erreichen, ist schon lange ihre Aufgabe. 

Die Pallas hat sich betrieblich verschlechtert und deshalb 6 Millionen Franken geltend gemacht hat, und 

zwar aufgrund der betrieblichen Verschlechterung. Der Vergleich der Mehr- und Minderkosten hat aber 

gezeigt, dass die soH im Zusammenhang mit Covid 14 Millionen Franken an Mehr- und Minderkosten. 

Die Pallas Klinik hat dafür 1,8 Millionen Franken ausgewiesen. Das hat uns aufgezeigt, dass das die rich-

tigen Zahlen sind und nicht der rein betriebliche Vergleich, der man mit dem Jahr 2019 nicht machen 

konnte, weil da noch andere Faktoren eine Rolle gespielt haben. Auch wenn wir die Vorlage jetzt zu-

rücknehmen müssen, was der Regierungsrat nicht befürwortet, sehe ich keine anderen Berechnungs-

möglichkeiten, ausser man sagt, dass man es gar nicht entschädigen will. Die Finanzkommission sagt, 

dass sie die Hälfte des Ausgewiesenen entschädigen will, die Sozial- und Gesundheitskommission will 

das Ganze entschädigen. Es ist wichtig, dass wir das Kapitel jetzt abschliessen. Es bringt nichts, wenn wir 

noch länger darüber diskutieren, denn es wird nicht besser. Entweder will man die Entschädigungen 

vornehmen oder man will es nicht. Aber es gibt keinen Grund, nochmals über diese Vorlage zu diskutie-

ren. Beim Antrag der FDP.Die Liberalen-Fraktion auf die Ausrichtung von 3 Millionen Franken muss ich 

feststellen, dass sie sich für das Jahr 2021 offensichtlich rein auf das EBITDAR-Modell abstellen will. Das 

würde bedeuten, dass man dem Unternehmen Geld gibt, das sich rein betrieblich verschlechtert hat, die 

Kosten aber nur zu einem Teil mit Covid zu tun haben. Das ist ungerecht und unfair. Fair ist die Lösung, 

die der Regierungsrat vorschlägt. Zur Bemerkung, dass es das Budget 2023 belasten würde, kann ich 

sagen, dass das nicht richtig ist. Die Kosten wurden bereits im Jahr 2022 zurückgestellt und die Rückstel-

lungen sind höher als der Betrag, über den wir jetzt diskutieren. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Für das Protokoll halte ich fest, dass das Eintreten nicht bestritten ist. Es 

liegt aber der Rückweisungsantrag der FDP.Die Liberalen-Fraktion vor. Über diesen stimmen wir jetzt 

ab. Ich stelle fest, dass das Wort nicht gewünscht wird.  
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Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 1] 

 

Für den Rückweisungsantrag 39 Stimmen 

Dagegen 53 Stimmen 

Enthaltungen 1 Stimme 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Damit ist der Rückweisungsantrag abgelehnt. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffer 1. Angenommen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Neben dem Antrag des Regierungsrats und der Sozial- und Gesund-

heitskommission liegt ein Änderungsantrag der Finanzkommission zur Ziffer 2. vor, ebenso ein Antrag 

der FDP.Die Liberalen-Fraktion, der sich auf alle Beschlussesziffern bezieht. Weil die FDP.Die Liberalen-

Fraktion einen unteilbaren Antrag gestellt hat, bedeutet das, dass wir nicht jede einzelne Beschlusseszif-

fer durchgehen, sondern die drei Anträge einander jeweils als Ganzes gegenüberstellen. In einem ersten 

Schritt wird der Antrag der FDP.Die Liberalen-Fraktion dem Antrag der Finanzkommission gegenüber-

gestellt. Damit wird darüber entschieden, ob dem regierungsrätlichen Antrag nur eine neue Be-

schlussesziffer 2. oder neue Beschlussziffern 1. bis 5. gegenübergestellt werden. Anschliessend werden 

wir den obsiegenden Antrag dem regierungsrätlichen, von der Sozial- und Gesundheitskommission un-

terstützten Beschlussesentwurf gegenüberstellen.   

  

Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 2] 

 

Für den Antrag der FDP.Die Liberalen-Fraktion 37 Stimmen 

Für den Antrag der Finanzkommission 55 Stimmen 

Enthaltungen 1 Stimme 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Damit obsiegt der Antrag der Finanzkommission. Diesen stellen wir nun 

dem Beschlussesentwurf des Regierungsrats gegenüber.  

  

Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 3] 

 

Für den Antrag der Finanzkommission 48 Stimmen 

Für Annahme des Beschlussesentwurfs des Regierungsrats und der Sozial- und Ge-

sundheitskommission 

44 Stimmen 

Enthaltungen 1 Stimme 

Eintretensfrage 

Ziffern 3.,4. und 5. Angenommen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Dem Antrag der Finanzkommission wurde zugestimmt. Der Be-

schlussesentwurf ist somit bereinigt und wir kommen zur Schlussabstimmung.  

Kein Rückkommen. 

 Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 4] 

 

Für Annahme des Beschlussesentwurfs 66 Stimmen 

Dagegen 20 Stimmen 

Enthaltungen 7 Stimmen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Der Beschluss unterliegt dem obligatorischen Referendum und kommt 

voraussichtlich am 12. März 2023 vors Volk.  
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Der bereinigte Kantonsratsbeschluss lautet: 

 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Art. 49 Abs. 2 und 3 des Gesundheitsgesetzes vom 

19. Dezember 2018 (GesG, BGS 811.11), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regie-

rungsrats vom 9. August 2022 (RRB Nr. 2022/1113), beschliesst: 

 

1. Der Kanton Solothurn beteiligt sich als Folge der Covid-19-Pandemie an den Ertragsausfällen und 

Mehrkosten von Spitälern und Kliniken im Kanton. 

2. Für den Ausgleich von Ertragsausfällen und Mehrkosten 2021 werden Zahlungen im Betrag von Fr. 

8'214'970.- bewilligt. 

3. Allfällige Beteiligungen von Bund und Versicherern an den Ertragsausfällen und Mehrkosten 

2021 werden in die Staatskasse überführt. 

4. Die Empfänger der Zahlungen sind zu verpflichten, für 2021 keine Dividenden auszubezahlen. 

5. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

 

 

 

Schluss der Sitzung um 12:10 Uhr 

 


